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6 7 1 . Verordnung der Bundesregierung mit
welcher der Bund bestimmte Tarifbegünstigun-
gen bei den Österreichischen Bundesbahnen
dem gemeinwirtschaftlichen Aufgabenbereich

zuordnet (Tarifverordnung 1992)

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesbahngeset-
zes, BGBl. Nr. 137/1969, zuletzt geändert mit
Bundesgesetz BGBl. Nr. 151/1984, wird im Einver-
nehmen mit dem Hauptausschuß des Nationalrates
verordnet:

§ 1. (1) Den Österreichischen Bundesbahnen
werden bei der Beförderung von Personen im
Schienenverkehr folgende Tarifermäßigungen, so-
weit sie über das aus betriebswirtschaftlichen
Gründen gerechtfertigte Ausmaß hinausgehen, als
gemeinwirtschaftliche Leistungen übertragen:

(2) Den Österreichischen Bundesbahnen werden
bei der Beförderung von Personen im Schienenver-
kehr ferner die Abgabe von Berechtigungsmarken,
welche während eines Kalenderjahres zum Lösen
von Halbpreisfahrkarten berechtigen, zu ermäßig-
ten Preisen an:
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(3) Die Einnahmenausfälle, die sich gemäß Abs. 1
und Abs. 2 Z 7 aus der Differenz zwischen den
eingeräumten und den betriebswirtschaftlich ver-
tretbaren Fahrpreisen sowie die sich gemäß Abs. 2
Z 1 bis 6 aus der Differenz der im Tarif festgelegten
Abgabepreise der Berechtigungsmarken gegenüber
dem betriebswirtschaftlich vertretbaren Preis von
1 080,— S ergeben, sind jeweils den gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen zuzurechnen.

§ 2. (1) Den Österreichischen Bundesbahnen
werden bei der Beförderung von Gütern im
konventionellen Schienenverkehr folgende Tarifer-
mäßigungen, soweit sie über das aus betriebswirt-
schaftlichen Gründen gerechtfertigte Ausmaß hin-
ausgehen, als gemeinwirtschaftliche Leistungen
übertragen:

(2) Die Einnahmenausfälle, die sich aus der
Differenz zwischen den eingeräumten und den
betriebswirtschaftlich vertretbaren Tarifen ergeben,
sind den gemeinwirtschaftlichen Leistungen zuzu-
rechnen.

§ 3. (1) Den Österreichischen Bundesbahnen
werden bei der Beförderung von Gütern im

intermodalen Transitkorridorverkehr folgende Ta-
rifermäßigungen, sofern sie über das aus betriebs-
wirtschaftlichen Gründen gerechtfertigte Ausmaß
hinausgehen, als gemeinwirtschaftliche Leistungen
übertragen:

(2) Die Einnahmenausfälle, die sich aus der
Differenz zwischen den eingeräumten und betriebs-
wirtschaftlich vertretbaren Tarifen ergeben, sind
den gemeinwirtschaftlichen Leistungen zuzurech-
nen.

§ 4. Die gemeinwirtschaftlichen Leistungen nach
dieser Verordnung sind ab 1. Jänner 1992 zu
erbringen. Die Verordnung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1992 außer Kraft.
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Mock Schüssel Hesoun Lacina
Ettl Löschnak Michalek Fasslabend
Fischler Feldgrill-Zankel Scholten Streicher

672. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Kennzeichnung von
Klarspülmitteln für Haushaltsgeschirrspülma-

schinen geändert wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448, in
der Fassung der UWG-Novelle 1988, BGBl.
Nr. 422, wird verordnet:

Die Verordnung über die Kennzeichnung von
Klarspülmitteln für Haushaltsgeschirrspülmaschi-
nen, BGBl. Nr. 189/1979, wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Klarspülmittel für Haushaltsgeschirr-
spülmaschinen dürfen nur mit einem Mindestfüllvo-
lumen von 125, 250, 500, 1000 oder 1500 Milliliter
(ml) oder einem ganzzahligen Vielfachen von
1 000 ml gewerbsmäßig verkauft, feilgehalten oder
sonst in Verkehr gesetzt werden."

Schüssel
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673. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der A 3
Südost Autobahn und der B 16 Ödenburger
Straße im Bereich der Gemeinde Wulkapro-

dersdorf

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 3
Südost Autobahn wird im Bereich der Gemeinde
Wulkaprodersdorf wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Zu- und Abfahrtsstraße
(„Zubringer Wulkaprodersdorf") der Anschluß-
stelle Wulkaprodersdorf beginnt bei km 0,20 an dem
bereits bestehenden Zubringer zum Knoten Eisen-
stadt, überführt anschließend die B 50 Burgenland
Straße und die Bahnlinie der ÖBB Abzweigung
Parndorf Ort—Wulkaprodersdorf, umfährt Wulka-
prodersdorf und bindet bei km 3,245 in die B 16
Ödenburger Straße bei deren km 46,492 (neu) ein.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 16
Ödenburger Straße wird im Bereich der Gemeinde
Wulkaprodersdorf wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 46,343 (alt/neu) und bindet nach der Einbin-
dung des „Zubringers Wulkaprodersdorf" bei
km 46,516 (alt)/km 46,541 (neu) wieder in den
Bestand ein.

3. Im einzelnen ist der Verlauf der neu
herzustellenden Straßentrassen aus den beim
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten, beim Amt der Burgenländischen Landesre-
gierung sowie bei der Gemeinde Wulkaprodersdorf
aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. 1091 im
Maßstab 1 :1000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

674. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen, mit der die Verordnung über die
Festsetzung von Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Kraftfahrzeug-Haftpflicht-

versicherung geändert wird

Auf Grund des § 3 Abs. 1 des Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherungsgesetzes 1987, BGBl.
Nr. 296, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr und
dem Bundesminister für Justiz verordnet:

Die Verordnung über die Festsetzung von
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, BGBl.
Nr. 107/1988, in der 'Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 499/1991 wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 2 Z 1 der Anlage lautet:

„1. daß das Lenken des versicherten Fahrzeuges
durch den Lenker nach den kraftfahrrechtli-
chen Vorschriften zulässig ist; die Verpflich-
tung zur Leistung bleibt gegenüber dem
Versicherungsnehmer und den mitversicherten
Personen bestehen, wenn sie ohne Verschul-
den annehmen konnten, daß das Lenken des
versicherten Fahrzeuges durch den Lenker
zulässig ist, oder wenn der Lenker das
Fahrzeug ohne den Willen des Halters gelenkt
hat;"

2. § 6 Abs. 5 der Anlage lautet:

„(5) Abs. 2 Z 1 gilt nicht für das Lenken auf
Grund einer im Ausland erteilten Lenkerberechti-
gung durch Personen mit ordentlichem Wohnsitz
im Bundesgebiet nach Ablauf der in § 64 Abs. 5
erster Satz KFG 1967 festgesetzten Frist, solange
nicht ein Antrag gemäß §64 Abs. 6 KFG 1967
abgewiesen worden ist."
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